Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drucksache Nr. 387 


Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 


Der Bundestag wolle beschließen, dem nachfolgenden Gesetzes- 
entwurf seine Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Umstellung der Renten- und Pensionsrenten 
Versicherungen nach der Währungsreform. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ansprüche aus Renten- und Pensionsrentenversicherungen jeder Art 
werden nach § 24 des Umstellungsgesetzes, der Dritten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz sowie nach den hierzu ergangenen 
Verordnungen (Anordnungen der Aufsichtsbehörden) umgestellt mit 
der Maßgabe, daß als Rentenleistungen, die nach dem 20. Juni 1948 
fällig werden, mindestens die folgenden Beträge gewährt werden: 


Für Rentenbeträge von monatlich 

bis zu RM 75.— DM 1 .— für RM 1.— , 

zwischen RM 75. — und RM 125. — . DM 75. — 

zuzüglich DM 0.50 für jede RM des RM 75 . — übersteigenden Betrages 

zwischen RM 125. — und RM 175. — DM 100. — 

zuzüglich DM 0.25 für jedeRM des RM 125. — übersteigenden Betrages, 

über RM175.— DM112.50 

zuzüglich DM 0.10 für jede RM des RM 1 75. — übersteigenden Betrages. 

§ 2 


Bei Rentenversicherungen mit nach dem 20. Juni 1948 noch steigen- 
den Anwartschaften gelten die in § 1 genannten Mindestsätze nur 
für die am 20. Juni 1948 erreichten Anwartschaften. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 13 . Januar 1950 


Dr. Oellers Dr. Schäfer 
und Fraktion 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckeret Gebr. Scheur, Bonn 
AUeln-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Begrün du n g : 


L Nach § 24 des Umstellungsgesetzes sind die vor dem 20. Juni 
1948 fällig gewordenen Renten- und Pensionsrenten- Ansprüche 
aus privaten Versicherungsverträgen im Verhältnis 10:1 um- 
gestellt -worden. Diese Regelung ist berechtigterweise von den- 
jenigen Rentenberechtigten, deren Altersversorgung auf privaten 
Versicherungsverträgen beruht, als Ungerechtigkeit empfunden 
worden. 

Die Rentenberechtigten weisen darauf hin, daß bei ihren Renten 
gegenüber den Renten aus der Sozialversicherung sowohl hin- 
sichtlich der sozialen Lage der Rentenempfänger als auch hin- 
sichtlich der Höhe der Rentenbezüge ein ins Gewicht fallender 
Unterschied nicht besteht. 90 ^/q der in Rede stehenden Renten- 
bezieher sind über 60 Jahre alt, 84’’.^ der Rentenansprüche 
liegen nach den Feststellungen der Währungsabteilung der Bank 
Deutscher Länder unter Monatsbeträgen von RM 50. — , etwa 
40®/(, der Rentenversicherungsansprüche entfallen auf Werks- 
pensionskassen. Die Umstellung dieser Renten hat die von den 
Rentenempfängern aus eigenem Willen und eigenen Mitteln - 
in bescheidenem Umfange auch aus Werkszuschüssen - geschaffe- 
ne Altersversorgung völlig zerstört. Da es sich fast ausschließ- 
lich um alte und nicht mehr arbeitsfähige Personen handelt, ist 
eine Aufbesserung ihrer Versorgung du^-ch eigene Arbeitsleistung 
nicht mehr möglidi. Sie sind in der gleichen Lage wie Renten- 
empfänger in der Sozialversicherung. Während bei den Sozial- 
versicherungsrentnern hingegen eine Umstellung im Verhältnis 
1 : 1 erfolgt ist, sind die Rentner, deren Versorgung auf pri- 
vaten Versicherungsverträgen beruht, fast ausnahmslos der Für- 
sorge anheimgefallen. Durch Maßnahmen zur Anpassung der 
Sozialversicherungsleistungen an das veränderte Preisgefüge, z. B. 
durch das Sozialversidierungsanpassungsgesetz vom 17. Juni 
1948, sind die Renten der Sozialversicherungsrentner zum Teil 
sogar noch erhöht worden. 

Die aufgezeigte Ungerechtigkeit ist durch die der Währungsre- 
form nachfolgende Regelung noch vergrößert worden. Die Sach- 
lage ist derzeit die, daß sowohl die Sozialvcrslchcrungsrentcn 
(§ 23 UG), die Pensionen (§18 UG), die Beamtenpensionen, 
die Unfall- und Hart pfl ich trenten (32. DVO UG) wie auch n:ich 
dem Bescheid der Alliierten Bankkommission vom 13. Septem- 
ber 1949 die Ansprüche aus privaten Rentenversicherungen der 
Zusatzversorgungsanstalten des Reichs und der Länder sowie der 
in der Bayerisdien Versicherungskammer verwalteten bcnifs- 
ständischen Versorgungsanstalten im Verhältnis 1 : l umgestellt 
worden sind und schließlich die Pcnsionsrückstellungen in der 
38. Durchführungsverordnung zum UG. eine angemessene Er- 
höhung erfahren haben (die Bayerische Versicherungskammer 
verwaltet für das Gebiet der Bundesrepublik und für Berlin 
als Altersversorgungseinrichtung der deutschen Bühnenangehöri- 
gen und Orchestermitglieder die Versorgungsanstalten der deut- 
schen Bühnen und die Versorgungsanstalten der deutschen Kul- 
turorchester, die beide Körperscharten des öffentlichen Rechts 
sind. Sie verwaltet ferner treuhänderisch die Versorgungskasse 
für die Witwen und Waisen bayerischer Kehrbczirksinhaber, 
des weiteren verwaltet sie als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
die bayerische Ärzteversorgung, die bayerische Apothekerver- 
sorgung, die bayerische Dentistenversorgung und die Ver^or- 
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gungskasse für die Witwen und Waisen der bayerischen Kamin- 
kehrergesellen, außerdem im Rahmen des einheitlichen Begriffs 
der Zusatz Versorgungsanstalten die Zusatzversorgungskasse der 
bayerischen Gemeinden). * . 

Aus sozialen und allgemeinen politischen Gründen, insbesondere 
aber auch vom Standpunkt gleichmäßiger, gerechter Behand- 
lung aller Bevölkerungskreise aus ist daher eine Aufwertung der 
Renten- und Pensionsrentenansprüche, die auf privaten Ver- 
sidierungsverträgen beruhen, dringend erforderlich. Es ist auch 
kein Grund ersichtlich, warum gerade die Rentnerkreise bestraft 
werden sollen, die aus eigener Verantwortung jahrelang gespart 
und einen Konsumverzicht auf sich genommen haben, um der 
öffentlichen Fürsorge nicht zur Last zu fallen, und deren er- 
spartes Geld in Form der öffentlichen Grundschulden dem Bund 
in guten DM -Werten anläßlich der Währungsreform aus dem 
Vermögen der Versicherungsgesellschaften zugeflossen ist. 

II. Eine Verweisung dieser Renten versicherten als Währungsg^- 
schädigte an. den Lastenausgleich ist untragbar. Abgesehen von 
der Notwendigkeit einer gleichmäßigen Behandlung gegenüber 
den anderen Rentnergruppen reicht auch die im Lastenausgleich 
allein mögliche beschränkte allgemeine Aufwertung nicht aus, 
die Renten von früher monatlich RM 50. — bis 60. — im Ver- 
hältnis 1 : 1 umzustellen. Die Not der Rentenversicherten duldet 
zudem keinen Aufschub, und ihr Anspruch richtet sich aus den 
dargelegten Gründen gerade an den Währungsgesetzgeber als 
denjenigen, der für die unterschiedliche und ungerechte Behand- 
lung und die daraus entstehende soziale Not verantwortlich ist. 

III. Neben zahlreichen Betroffenen haben bereits unmittelbar nach 
der Währungsreform die Verbände der Versicherungswirtschaft 
auf das vorliegende Unrecht verwiesen. Die Währungsabteilung 
der Bank Deutscher Länder hat sich bereits am 29./ 30. Sep- 
tember 1948 mit der Frage beschäftigt. Damals lag der Währungs- 
abteilung der Entwurf einer zweiten Versicherungsverordnung 
vor, deren § 1 sich mit den Renten- und Pensionsrentenver- . 
Sicherungen befaßte. Die Währungsabteilung hat damals den 
darin gemaditen Vorschlag gebilligt. Der Zentralbankenrat hat 
ihm jedoch in seiner Sitzung vom 5. Oktober 1948 seine Zu- 
stimmung versagt. Gleichwohl ist die Frage der Umstellung 
der Rentenversicherungsansprüche nicht zur Ruhe gekommen. 
Nachdem der Zentralbankenrat seinen ablehnenden Standpunkt 
in der 32. Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
hinsichtlich der Haftpflidit- und Unfallversicherungsansprüche 
verlassen hatte, nachdem fernerhin in der 38. Durchführungs- 
verordnung in der Frage der Pensionsrückstellungen der Geld- 
institute die bisherige grundsätzliche Linie durch den Zentral- 
bankenrat verlassen wurde und nachdem schließlich die Alliierte 
Bankkommission aufgrund einer Anfrage der Bank Deutscher 
Länder zu den bestehenden Zweifeln über die Behandlung der 
Renten Verpflichtungen der Zusatzversorgungsanstalten (einschließ- 
lich der Bayerisdien Versicherungskammer) am 13. September 
1949 dahingehend Stellung genommen hatte, daß auch auf diese 
Verpflichtungen nicht § 29, sondern § 16 ff. UG anzu wenden 
und daß demgemäß diese Rentenverpflichtungen nach § 18 UG 
im Verhältnis 1 : 1 umzustellen seien, wurde die Frage der Renten 
und Pensionsrenten aus Versicherungsverträgen erneut, diesmal 
von den Versicherungsaufsichtsbehörden, aufgegriffen. 

Einem im September 1949 vom Zonenamt des Reichsaufsichts- 
amtes für das Versicherungswesen der Bank Deutscher Länder 
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vor geschlagenen Verordnungsentwurf hat sich der Koordinie- 
rungsausschuß der Versicherungsaufsichtsbehörden in seiner Sit- 
zung vom 7. Oktober 1949 in Königstein an geschlossen. Auch 
sämtliche beteiligten Bundesministerien, und zwar das Bundes- 
arbeits-, das Bundesjustiz- und das Bundesfinanzministerium 
haben sich für die Vorschläge der Versicherungsaufsichtsbehörden 
ausgesprochen. 

Gleichwohl hat der Zentralbankenrat in einer ablehnenden Ent- 
scheidung vom 10. November 1949 den Vorschlägen der Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörden seine Zustimmung versagt und an- 
geblich auf die Zuständigkeit des Bundes im Rahmen der 
Lastenausgleichsgesetzgebung verwiesen. 

IV. Eine Regelung des Problems ist nicht nur im Interesse der be- 
troffenen Rentner, sondern auch im Interesse der Versicherungs- 
gesellschaften und der Länder dringend geworden. Von Renten- 
versicherten sind bereits eine Reihe von Prozessen gegen Lebens- 
versicherungsgesellschaften eingeleitet worden, in denen aus Rechts- 
gründen eine Umstellung der Renten im Verhältnis 1 : 1 gefordert 
wird . Die Kläger berufen sich dabei auf die j uristischen Ausführungen 
in einem Beschluß des zweiten Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt vom 7, März 1949 — Aktenzeichen 2 W 214/48, 
der sich zwar sachlich auf die Unfall- und Haftpfliditversicherung 
bezieht, in seiner juristischen Deduktion aber auch für die 
Renten- und Pensionsrentenansprüche Geltung hat. Diese juri- 
stische Deduktion hat bekanntlich in der 32. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz Anerkennung gefunden. 
Danach muß erwartet werden, daß die deutschen Gerichte sich 
aus reinen Rechtsgründen dem Standpunkt der Kläger anschließen 
und in alle Beteiligten bindenden Urteilen eine Umstellung im 
Verhältnis 1 : 1 anerkennen. Das ist durch ein zeitlich nach der 
ablehnenden Entscheidung des Zentralbankenrates vom 10. No- 
vember ergangenes Urteil des Landesgerichts Wiesbaden vom 
15. November 1949 bereits geschehen. 

Die im Falle einer solchen Rechtsprechung von den Versiche- 
rungsgesellschaften gegen die Länder — entsprechend der Währungs- 
gesetzgebung — geltend zu machenden Ausgleichsforderungen 
würden ein Vielfaches der Belastung betragen, die durch den 
vorgelegten Gesetzentwurf als Ausgleichsforderungen gegen die 
Länder anfällt. 

V. Der vorgelegte Gesetzentwurf sieht keine grundsätzliche Auf- 
wertung im Verhältnis 1 : 1 vor, sondern eine Staffelung nach 
sozialen Gesichtspunkten. Nach den Schätzungen des Zonen- 
amtes des Reichsaufsichtsamtes für das Versicherungswesen wer- 
den die zusätzlichen Ausgleichsforderungen an die Länder, die 
mit dem Gesetzesvorschlag ausgelöst würden, auf etwa 150 
Millionen DM zu beziffern sein. Die Zinsverpflichtung der 
Länder würde also jährlich etwa 5, 25 Millionen DM betragen. 
Praktisch vermindert sich diese Zinsschuld um etwa 3 Millionen, 
weil in dieser Höhe nach den inzwischen getroffenen Fest- 
stellungen die privaten Renten versicherten zusätzliche Für- 
sorgeleistungen bereits haben in Anspruch nehmen müssen, die 
damit in Fortfall kommen würden. 

Unmittelbare währungspolltische Nachteile ergeben sich aus der 
vorgeschlagenen Regelung nicht oder jedenfalls nicht in nennens- 
wertem Umfange. Die zusätzlichen Rentenzahlungen erstrecken 
sich auf einen langen Zeitraum und würden auch nach der Auf- 
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fassung der Bank Deutscher Länder zum großen Teil ohne 
Zwischenfinanzierung durch das Zentralbanksystem bewältigt 
werden können. Zudem haben die Vertreter der Versicherungs- 
unternehmen in einer Sitzung des beratenden Ausschusses der 
Währungsabteilung der Bank Deutscher Länder vom 19. Ok- 
tober 1949 erklärt, daß die Lebensversicherungsunternehmen 
die Auszahlung der zusätzlichen Renten, die sich auf etwa 10 
Jahre erstrecken würde, ohne Inanspruchnahme der Landes- 
zentralbanken würden durchführen können. 

VI. Die Zuständigkeit des Bundes für den vorgelegten Gesetzent- 
wurf ist gegeben. Selbst wenn man entgegen dem Standpunkt 
des Zentralbankenrats die vorgeschlagene Regelung nicht als 
einen Teil des Lastenausgleichs ansieht, was sie tatsächlich nach 
den d argeiegten Gesichtspunkten nicht ist und nicht sein kann, 
sondern als eine Korrektur einer verfehlten Währungsgesetz- 
gebung, so ergibt sich die Kompetenz des Bundes aus Artikel 
122 in Verbindung mit Artikel 73 Ziffer 4 des Grundgesetzes. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen bedürfen der Gesetzesform 
und können nicht in Form einer Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz durchgeführt werden. Im Falle der Flaftpflicht- 
und Unfallversicherungen hat allerdings die Alliierte Bankkom- 
mission noch den Weg einer Durchführungsverordnung gewählt. 
Der Fall l^g dort aber insofern anders, als das Umstellungs- 
gesetz selbst keine nachdrücklichen Bestimmungen über diese 
Versicherungsart enthält, wüihrend das Umstell ungs Verhältnis 
von 10:1 hinsichtlich der Lebensversicherungen in § 23 des 
Umstellungsgesetzes bemerkt ist. 
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